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Ergänzende Aspekte zur Dokumentation der AGW: 

Gesteinsabbau in Niedersachsen - 

Rohstoffgewinnung im Naturpark Weserbergland Schaumburg-Hameln
1. Eine Analyse zur „Rohstoffgewinnung in dem heute üblichen Ausmaß“, 
 sowie Fragestellungen zur
 „Behandlungen von Zuständigkeiten und Entscheidungsgrundlagen in Genehmigungsverfahren“

Rohstoffgewinnung in dem heute üblichen Ausmaß führt zur Beschädigung, im schlimmsten Falle zur Zerstörung von in langen Zeiträumen gewachsener Kultur- und Naturlandschaften. Daraus resultierend ergeben sich entsprechende Nachteile für die betroffenen Regionen. Umso wichtiger ist es, Beeinträchtigungen durch die Gewinnung von Bodenschätzen nur noch in einem vorher genau festgelegten Rahmen zuzulassen. Um den betroffenen Kommunen und Regionen Raum für zukünftige Entwicklungsmöglichkeiten, auch im Tourismus zu bewahren, kann dies z.B. durch geeignete Auflagen und der konsequenten Einhaltung solcher Auflagen bestehen. Dabei dürfen auch Überlegungen von Beschränkungen des Bodenabbaus und ggf. Versagungen von weiteren Vorranggebieten für die Rohstoffgewinnung nicht ausgeschlossen werden, bzw. möglich sein.
Beispiel Weserbergland:
Der Bevölkerung im Landkreis Schaumburg ist in den vergangenen Jahren wiederholt erklärt worden,

der Kamm des Wesergebirges werde durch den Gesteinsabbau nicht angetastet. Gleichwohl ist er an drei Stellen unter der Regie dreier verschiedener Unternehmen abgerutscht.
Diese Unternehmer haben versichert, im Rahmen erteilter Abbaugenehmigungen gehandelt zu haben. Die zuständigen Genehmigungsbehörden haben dem nicht widersprochen. Es ist für uns deshalb davon auszugehen, dass diese Behörden entweder den Auftrag, den Bestand des Kammes sicherzustellen, nicht erhalten haben, oder einem erteilten Sicherstellungsauftrag nicht gewachsen waren. An dieser Situation hat sich bis heute nichts geändert. Fragen nach Ursachen solchen Fehlverhaltens wird nicht nachgegangen. 
Unseres Erachtens gehört es ebenso zu den Aufgaben eines Rohstoff-Forums

a. klare Vorstellungen darüber zu entwickeln, welche Behörden für die Formulierung und Durchsetzung landschaftsschützender Auflagen zuständig sein sollen und 

b. auf welchem Wege diese Behörden einwandfreie Entscheidungsgrundlagen für die zu erteilenden Abbaugenehmigungen erhalten können. Hierbei muss unseres Erachtens
c. insbesondere ausgeschlossen sein, dass Abbaugenehmigungen auf Grund fehlerhafter oder parteiischer Gutachten ergehen.

Solange diese Voraussetzung nicht gegeben ist, halten wir weitere Abbaugenehmigungen im Bereich des schwer geschädigten Wesergebirges, auch zu Sanierungszwecken für nicht vertretbar!
Im Weserbergland, insbesondere im Rintelner Teil kommt hinzu, dass z.B. der Bergrutsch des Messingsberges im Steinbruch Steinbergen darüber hinaus nur als ein  Bodenabbau-Konflikt angesehen werden muss.  Ungelöste Konflikte haben sich auch durch gerade erteilte und noch
zu erwartender Genehmigungen in anderen Rohstoffgewinnungsgebieten ergeben. 
Zu nennen sind:
die Erweiterungsgenehmigung der Tonkuhle Todenmann, die Genehmigung für den Unter-Tage-Abbau im Papenbrink, die Genehmigung für die Ausweitung der Kiesabbaufläche im Hohenroder Weserbogen, sowie die Aufhebung des Landschaftsschutzgebietes im Möllenbecker Wald im Kames-Hügelland zur möglichen Erweiterungsgenehmigung eines dort kies- und sandabbauenden Unternehmens, sowie die ungeklärte Situation im Bereich SHG 4 (Erholungsgebiet Doktorsee). 
Weitere Details/Fotos und detaillierte Informationen, zu den Konflikten in den einzelnen Rohstoffgewinnungsgebieten, können im Internet auf- und abgerufen werden. Auf der Homepage  www.Weserberge.de  informiert die Aktionsgemeinschaft Weserbergland – Schaumburger Freunde über die Rohstoffgewinnung im Weserbergland. Dort ist ebenso ein Archiv mit den veröffentlichten Artikeln in der Presse über die Situation zu finden. 

